
Die DLidelinger Demonstration 
vom 6. November 1977 hat kiar 
gezeigt, daB die Lage sehr ernst 
ist. Wie die Mehrwertssteuerein-
nahmen beweisen, beginnt die 
Krise sich jetzt auch auf die Um-
sàtze des Handels in den Stid-
gemeinden auszuwirken. 

Es gilt jetzt schneli zu handein 
und das Notstandsgesetz» zu 
verabschieden, da mit jedem 
Tag der Verzôgerung die Unsi-
cherheit in der Bevôlkerung zu-
nimmt. Diese Verunsicherung 

f hrt zwangsweise zu einer wei-
teren Zuruckhaltung im Konsum 
und zu einer ailgemeinen Ver-
schlechterung der Lage im Han-
del. Ferner schmàlert der cash 
drain der Produktionsbetriebe 
die Chance zur Lôsung der an-
stehenden Probleme. Die Sou-
darisierung aller Schichten un-
serer Bevôlkerung, die sich bei 
der Dudelinger Manifestation 
eindeutig offenbarte, deutet dar-
aufhin, daB diese Schwierigkei-
ten durch gemeinsàmes Han-
deln gemeistert werden kônnen. 

Voliversammiung der Handelskammer 
Am 7. Oktober 1977 fand die VolI-
versammlung der gewâhiten 
Mitglieder der Handelskammer 
unter dem Vorsitz des Vize-Prà-
sidenten, Herrn Josy Welter, statt. 
Anwesend waren die Herren 
Georges Arendt, Egide Beissel, 
Paul Bosseler, Gabriel Deibe-
ner, Georges Faber, Ady Jung, 
Robert Meyer, Madame Huguette 
Mulier, die Herren René Pitz und 
Emile Weitzel. 
Die Voilversammlung 	biliigte 
16 Gutachten zu Gesetzes- und 
Reglementsprojekten, die die 
Handelskammer seit der vorigen 
Voliversammiung vom 1. Juli 
abgegeben hatte und legte ihre 
Haltung zu sieben neu voriiegen-
den Projekten fest. Das Sekre-
tariat wird dementsprechend 
Gutachtensentwùrfe ausarbeiten, 

die den einzelnen Mitgiiedern 
rechtzeitig zur Steilungnahme 
unterbreitet werden. Ober die 
endgùltige Fassung dieser Gut-
achten wird die nâchste kalen-
dermàBige Vollversammiung 
vom 6. Januar 1978 abstimmen. 
In einer folgenden Ausgabe die-
ses Blattes werden die einzel-
nen Gutachten nâher kommen-
tiert. 
Der Direktor der Handelskam-
mer erstattete auBerdem Bericht 
ber eine Unterredung des Kam-

merburos mit dem neuen Wirt-
schafts- und Mittelstandsmini-
ster, Herrn Gaston Thom. 
Ferner beschloB die Voliver-
sammlung, eine Expertengruppe 
mit der Ausarbeitung eines Pro-
grammes über Fortbildungskurse 
zu beauftragen. 
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erneinsarn handeln 
Die nachhaltig schlechte Kon-
junktur und die strukturellen 
Schwàchen unserer Wirtschafts-
und Bevôlkerungsstruktur dro-
hen das Wirtschaftswachstum 
zu drossein und die Arbeitsplàtze 
zu gefàhrden. Aus diesem Grund 
hat die Regierung vor der 
Sommerpause die Dreierkonfe- 
renz 	Regierung-Patronat-Ge- 
werkschaften 	zusammengeru- 
fen, um ùber die Lage zu beraten. 
Nach eingehender Analyse 50-
wohl der demographischen Fak-
toren ais auch der globaien und 
sektoriellen wirtschaftlichen 
Perspektiven unseres Landes 
kam diese Konferenz zu der 
SchiuBfoigerung, daB der Ar-
beitsmarkt in den nàchsten Jah-
ren qualitativen und quantitati-
yen Gleichgewichtsstôrungen 
ausgesetzt sein wird. «Diese Ent-
wicklung», 50 schluBfoigert die 
Konferenz, erklàrt sich vor allem 
durch die kumulative Auswirkung 
dreier Haupterscheinungen. 
Es sind dies 
- das vorubergehende Anschwei-
len der Zahi der auf den Arbeits-
markt gelangenden Jugendiichen 
gekoppeit mit einer Verminde-
rung der Pensionierungen; 
- der wachsende Abstand zwi-
schen den Wahlmôglichkeiten 
und den individueilen Aspira-
tionen der Jugendiichen auf dem 
Gebiet der Schuiausbildung und 
der Stellensuche auf der einen 
Seite, und dem Angebotspoten-
tiai der Wirtschaft auf der andern 
Seite; 
—die unvermeidliche Vermin-
derung des Personalbestands in 
einem der Schftisseisektoren der 
Wirtschaft infolge der weltweiten 
Restrukturierung der Produk-
tionsbedingungen und der Han-
delsstrôme.» 
FUr die kommenden Monate und 
auch fUr das Jahr 1978 sind die 
Aussichten in der Eisen- und 
Stahlindustrie wenig erfreulich. 
Zur Zeit ist noch kein Silberstrei-
fen am Konjunkturhimmel des 
Stahlmarktes zu erkennen. 1m 
Gegenteil, die ungenugende 
investitionstàtigkeit in den grôB-
ten lndustrielândern bewegte die 
Kommission in Brussel dazu, 
ihre Vorausschàtzungen des 
Stahlverbrauchs nach unten zu 
korrigieren und die Stahipro-
duktion der Gemeinschaft wàh-
rend des vierten QuartaIs um 8% 
tiefer anzusetzen. Bei den Ver-
kaufspreisen darf ebenfalis keine 
merkiiche Verbesserung erhofft 
werden, solange die Einfuhren 
zu Biiiigpreisen, die weiterhin 
die traditionnellen Màrkte der 
europàischen Stahlindustrie 

uberfiuten, nicht eingedâmmt 
sind. Die anhaltende Unfàhigkeit 
des Marktes, einen angemesse-
nen Beitrag zur Restrukturie-
rung der Stahiindustrie und dem 
sich daraus ergebenen Finanz-
mittelbedarf zu ieisten, droht die 
Modernisierungs- und Rationali-
sierungsprogramme der Unter-
nehmen auf die Dauer in Frage zu 
stelien. 
in diesem Zusammenhang be-
streitet die Iuxemburgische Stahi-
industrie, ebenso wie die anderen 
europàischen Stahiproduzenten, 
ein regeirechtes Rennen gegen 
die Zeit: einerseits mssen mas-
sive I nvestitionen getàtigt wer-
den, um die Wettbewerbsfàhig-
keit voil herzustellen, anderer-
seits werden die erforderten Fi-
nanzierungsmittel durch die seit 
zwei Jahren angehàuften und im 
laufenden Geschàftsjahr zusâtz-
lich anfailenden Verluste aufge-
zehrt. 
Um dieses Rennen zu gewinnen, 
hat die luxemburgische Stahi-
industrie einen straffen Krisen-
plan aufgestellt mit dem Haupt-
ziel, sàmtlïche verfùgbaren Ak-
tionsmittel finanzieller, handeis-
politischer und technischer Art 
kurzfristig einzusetzen, um eine 
ausreichende Konkurrenzfàhig-
keit herzustelien. 
Dabei muB unbedingt eine be-
schleunigte Produktivitàtsver-
besserung und insbesondere 
eine Verminderung der Perso-
naikosten je produzierte Tonne 
durch die Modernisierung der 
Anlagen, die Rationalisierung 
der Hersteliungsverfahren, sowie 
den Abbau der Beiegschaft auf 
einen entsprechenden Stand 
erreicht werden. Dieser interne 
Aktionsplan der Stahlindustrie 
soli die Arbeitsplàtze auf lange 
Sicht in diesem Sektor sichern, 
ohne daB die unvermeidlichen 
Auswirkungen der Anpassungs-
prozesses zu unertrâgiichen 
Hârtefallen fûhren. 
Die hohen Verluste, die die Eisen-
und Stahlindustrie in den drei 
Ietzten Jahren hinnahm, zeugen 
von den Anstrengungen, die un-
ternommen wurden, um die Be-
schàftigung und die Lohnein-
kommen zu sichern. in der Ver-
gangenheit hat diese Politik ein 
Ubergreifen der Krise auf den 
Handel und das Handwerk ver-
hindert. Heute mssen diese 
Anstrengungen aber durch eine 
gezielte Wachstumspoiitik, die 
neue Arbeitspiàtze schafft, und 
durch flankierende SoziaimaB-
nahmen, die die Einkommens-
einbussen der Arbeitnehmer in 
Grenzen haiten, von der Regie- 

rung ergànzt werden, da der fi-
nanzieile Rûckhalt der Industrie 
auf die Dauer aufgezehrt wird. 
Zu diesem Zweck hat die Regie-
rung das Parlament mit einem 
Gesetzesprojekt befaBt, welches 
die verschiedenen im Rahmen 
der Dreierkonferenz zuruckbe-
haltenen MaBnahmen in Kraft 
setzen sol I. Die Gesetzesvorlage 
sieht 	insbesondere foigende 
Neuerungen vor: 
Schaffung der Nationalen Kredit-
und Investitionsgeseilschaft. 
Veriângerung und Ausweitung 
der zeitlich begrenzten Steuer-
hilfen f r Investitionen. 
Abânderung des Rahmengeset-
zes fUr den Mittelstand. 
—Verdopplung der Garantiegren-
ze des Office du Ducroire. 
Belebung des Bausektors durch 
ôffentliche Arbeiten, soziaien 
Wohnungbau. 
Bekàmpfung der organisierten 
Schwarzarbeit. 
Bremsung der Einwanderung. 
Einschrànkung der Uberstunden. 
Einfûhrung von Berufseinfùh-
rungs- und Orientierungskur-
sen. 
Verbot f r die neuen Pensio-
nierten, deren Einkommen den 
soziaien Mindestiohn übersteigt, 
einen bezahlten Arbeitspiatz an-
zunehmen. 

Décembre 1977 et Janvier 1978 

Date 	 Ville 

	

1-11.12.77 	Palermo 

	

5.-10.12.77 	Paris 

10.-18.12.77 Amsterdam 
13.-17.12.77 Bruxelies 
26.12.77-5.1.78 Barcelona 
31.12.77-8.1.78 Manchester 
4.— 9. 	1.78 Bruxelles 
4.-15. 	1.78 London 
7.-12. 	1.78 Harrogate 
8.-11. 	1.78 Bruxelles 
8.-11. 	1.78 NewYork 

9.-12. 1.78 Amsterdam 
9.-12. 1.78 Utrecht 
9.-12. 1.78 Utrecht 

10.-15. 1.78 Birmingham 
11.-16. 1.78 Paris 
12.-16. 1.78 Paris 
20.-26. 1.78 Cannes 
21.-29. 1.78 Genève 
23.-28. 1.78 Amsterdam 
23.-28. 1.78 Zurich 

	

25.1.-1.2.78 	London 

	

27.-29. 1.78 	Salzburg 

	

29.1.-5.2.78 	Bruxelles 

Objet 

Salon national du meuble (MEDIMOBIL) 
Exposition Internationale de Procédés et Matériel de Génie 
Chimique (INTERCHIMIE) 
Exposition Internationale de Caravannes (CARAVAN RAIL '77) 
Salon International du Meuble 
Exposition pour Enfant et Jeunes Gens 
Exposition du Camping et de la Caravanne à Moteur 
Salon International de la Maroquinerie 
Salon International de la Navigation 
Salon International du Jouet 
ier Salon Technique pour Fleuristes (FLOREX) 
Exposition Internationale du Prêt-à-Porter 
Masculin et Accessoires 
Salon International de la Restauration (HORE CAVA '78) 
Salon de la Maroquinerie 
Salon International des Articles de Souvenirs 
Exposition Internationale du Meuble 
Salon International du LUMINAIRE 
Salon du Meuble 
Marché International du Disque et d'Edition Musicale (MIDEM) 
Salon International de l'Automobile 
Salon International de la Machine (LANDBOUW RAI '78) 
Salon International pour la Production Industrielle Rationalisée 
et Automatisée (INDUSTRIAL HANDLING) 
Salon International des Hôtels et Restaurants (HOTELYMPIA) 
ise Foire Spécialisée Internationale Souvenirs, Arts décoratifs, 
Artisanat d'Art (SOUVENIR) 
Semaine Internationale de l'Agriculture 

Expositions Internationales 
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Was ist doie 
Handelskarnrner'7. 
Die Iuxemburgische Handels-
kammer wurde 1m Jahre 1841 ge-
grùndet. Sie ist eine Kôrperschaft 
ôffentlichen Rechts und bezieht 
ihr jetziges Statut durch das Ge-
setz vom 4. April 1924. 

Aufgaben 
Die erste Aufgabe der Handels-
kammer besteht in der Wahrneh-
mung und Fôrderung der wlrt-
schaftlichen Gesamthteressen 
der Industrie, der Handel- und Ge-
werbetreibenden des Landes. Zu 
diesem Zweck tritt die Handels-
kammer unmittelbar an Regie-
rungsstellen und Behôrden in 
Form von Denkschriften, Stel-
lungnahmen, Vorschlâgen und 
Gutachten heran. Sie àul3ert sich 
u. a. zu juristischen, wirtschaft-
lichen, steuerlichen und arbeits-
rechtlichen Fragen sowie zu Pro-
blemen der Berufsausbildung 
und der Sozialversicherung. 
Zu allen Regierungsverfugun-
gen und Gesetzesvorlagen, die 
in ihren Zustàndigkeltsbereich 
fallen, muB die Handelskam-
mer obligatorlsch um ihr Gut-
achten gefragt werden. 

Grundsatzfragen der 
Wirtschatt 
In diesen Fragen vertritt die Han-
delskammer die Interessen der 
Wirtschaft gegenûber der Re-
gierung und der Verwaltung. Sie 
àuBert sich in Gutachten und 
Stellungnahmen zur ôffentlichen 
Konjunktur- und Haushaltspolitik 
sowie zum jâhrlichen Staatsbud-
get. AuBerdem erarbeitet sie Vor-
schlàge zur Fôrderung von In-
dustrie und Handel und nimmt 
Stellung zu Vorhaben auf dem 
Gebiet des Handels- und Wirt-
schaftsrechts, des Verkehrs, der 
Auflenwirtschaft und des beruf li-
chen Biidungswesens. Wenn nô-
tig, gibt sie Anregungen zu wirt-
schaftspolitischen MaBnahmen 
und Reformen. 

Mitgliedschaft 
Die Zugehôrigkeit zur Handels-
kammer beruht auf der Pflicht-
mitgliedschaft. Demnach ist je-
der Handel- und Gewerbetrei-
bende automatisch bei der Han-
delskammer eingeschrieben. Ihr 
gehôren etwa 9750 Betriebe aus 
Industrie, Finanz, Handel und 
Dienstleistungsgewerbe an, dar-
unter ca. 5000 Elnzelhandels-
betriebe. 
Durch das Gesetz vom 14. Màrz 
1973 zur Ergànzung des Gesetzes 
vom 4. April 1924 kônnen die 
jàhrlichen Beitrâge, welche die 
Mitglieder der Handelskammer 
zahlen mi.ssen, von der Kam-
mer selbst festgelegt werden. AI-
Ierdings drfen diese Beitrâge 
nicht 4 Tausendstel des Gewinns 
der Mitglieder vom vorletzten 
Jahr ijberschreiten. Zur Zeit gel-
ten in der Handelskammer fol-
gende Bestimmungen zu den 
Beitràgen: 
1. Die Hôhe der Beitrâge Iiegt 
bel 1,8 Tausendstel des Gewinns 
vom vorletzten Jahr. Der Ge-
samtbetrag dieses Gewinns wird 
der Kammer von der Steuerver-
waltung mitgetei It. FaIls dieser 
Betrag von der Steuerverwal-
tung um mehr ais ein Viertel und 
mindestens eine Million erhôht 
wird, wird dem betreffenden Mit-
glied ein zusàtzlicher Beitrag ab-
verlangt. Umgekehrt hat der Be-
treffende das Recht, einen Teil  

seines Beitrages zurûckzuver-
langen, falls sein Gewinn abge-
nommen hat. 
2. Die Mindestbeltrâge belaufen 
sich auf 
- 120 Franken fûr natûrliche Per-
sonen (personnes physiques), 
- 1000 Franken f i.ir die Personen-
gesellschaften und die GeseIl-
schaften mit beschrànkter Haf-
tung (sociétés à responsabilité Ii-
mitée-s.àr.l.), 
—1500 Franken fCir die Kapitalge-
sellschaften, mit Ausnahme der 
Gesellschaften mit beschrànkter 
Haftung. 

Vollversammlung 
Oberstes Organ der Kammer ist 
die Vollversammlung, die sich 
aus den 21 gewâhlten Vertre-
tern der verschiedenen Wirt-
schaftszweige zusammensetzt. 
Wir bringen die Namen der jetzi-
gen gewâhlten Vertreter in der 
nàchsten Nummer. Die Vertreter 
des Einzelhandels bilden eine 
eigene stândige Kommission, 
die unabhàngig von der Vollver-
sammlung zusammentritt, um 
sich mit Fragen des Einzelhan-
delszu befassen. 
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Beratungsstelle f(ir den 
Einzelhandel 
Diese Stelle unterrichtet Interes-
senten ùber die Voraussetzun-
gen fûr die Aus(ibung einer ge-
werblichen Tàtigkeit. Sie infor -
miert und berât die Betriebe iiber 
ôffentliche Fôrderungsmaflnah-
men, Kreditmôglichkeiten, Inve-
stitionshilfen u. dgl. Sie liber-
nimmt auch die Formalitàten bei 
Antrâgen auf staatliche Investi-
tionshilfe, z. B. Zinsvergijtung 
und Kapitalzuschiisse. In Fragen 
der Rationalisierung und Moder-
nisierung sowie der Kooperation 
steht sie den Firmen beratend zur 
Verfugung und gibt Auskunft 
ber aligemeine Steuerfragen, 

insbesondere die Mehrwertsteuer 
(TVA). Ansiedlungswillige Unter-
nehmen berât sie bei Grundsatz-
fragen der Niederlassung. 

Rechtsfragen 
Die Kammerzugehôrigen kônnen 
bei der Rechtsberatungsstelle 
der Handeiskammer allgemeine 

Auskunft ùber Rechtsfragen, ins-
besondere das Handels- und 
Niederlassungsrecht, erhalten. 

Kreditgarantlegenossenschaft 
und lnkassostelle 
Die Handelskammer ist grûn-
dungsmitglied der Kreditgaran-
tiegenossenschaft f r den GroB-
und Einzelhandel, die in ihren 
Geschàftsràumen untergebracht 
ist. Diese Genossenschaft ii ber -
nimmt f r mittlere und langfristige 
Kredite Burgschaften gegenûber 
Kreditgebern, wenn bankmàl3ige 
Sicherheiten nicht oder nicht 
in dem erforderiichen MaI3e zur 
Verfugung stehen. Der Betrag 
der Brgschaft ist auf maximal 
600.000 Franken, die Dauer auf 
loJahre begrenzt. 
Daneben betreibt die Kreditga-
rantiegenossenschaft eine lnkas-
sostelle, die den Kammerzugehô-
rigen ihre Inkassosorgen ab-
nimmt und Guthaben auf zah-
Iungsunwillige Kunden eintreibt. 

Preismarkierungen 
(affichage des prix au public) 

Quelle: Grof3herzoglicher Be-
schluB vom 6. Januar 1972 (Me-
morial - A, Seite 11) 

a. Welche Personen sind gesetz-
Iich verpflichtet, ihre Preise ôf-
fentlich anzugeben? 

Sâmtliche Geschàftsleute, die 
einen Einzelhandel betreiben. Die 
fahrenden Hândler sind mitein-
beg riffen. 

Sàmtliche Handwerker, welche 
auch ein Geschâft fiihren. 

Sâmtliche Gàrtner und sonsti-
ge Erzeuger Iandwirtschaftlicher 
Produkte, welche ihre Waren 
einzeln, in Geschàften oder auf 
Mârkten anbieten. Die Viehhând-
lersind hier ausgeschlossen. 

Die Hotelbesitzer, Gastwirte 
und Restaurateure.  

Sàmtliche Personen, die kauf-
mànnische oder handwerkliche 
Dienstleistungen ausfùhren (z. B. 
Reinigungen, Wàschereien, . . 
oder geschâftlich gewisse G ter 
vermieten (z. B. Bcherverleih, 
Autovermietung, ...  

b. Welche sind die G(iter, deren 
Preise ôftentlich angegeben 
werden miissen? 
Die ôffentliche Angabe der Ein-
zelhandelspreise ist obligato-
risch f r jede Ware, welche zum 
Verkauf angeboten wird. 

AIs zum Verkauf angeboten gel-
ten: 
- aIle solche Waren, welche im 
Inneren der dem Publikum zu-
gânglichen Geschàftsrâumen 
oder 
- in deren inneren und àuBeren 
Regalen und Schaufenstern aus-
gelegt sind. 
Reine Dekorationsgegenstànde 
brauchen selbstverstàndlich 
nicht markiert zu werden. 
Seit dem neuen groBherzoglichen 
BeschluB vom 29. April 1977 ms-
sen auch auf Handelsmessen 
und Sonderausstellungen die 
Einzelpreise der dort angeprie-
senen G ter angegeben werden. 
Diese Pflicht gilt jedoch nicht: 
- wenn die Ausstellung nicht zu 
Geschàftszwecken stattfi ndet, 
- wenn dieselbe ausschlieBlich 
zum Zweck hat, Antiquitàten oder 
originale Kunstwerke zum Ver-
kauf anzubieten, oder aber, 
- wenn es sich generell um eine 
ôffentliche Versteigerung han-
delt. 

F"r die Branchen Elektro-Haus-
haltsgeràte (GroBherz. Beschl. 
vom 19. Dezember 1969), Môbel-
einrichtungen (GroBherz. Beschl. 
vom 27. Màrz 1967) und Fleisch-
produkte (Gutachten des Preis-
amtes vom 24. Dezember 1957, 
Art. 8-10) gelten zusàtzliche Be-
sti mm u ngen. 

C. Unter welcher Form mtissen 
die Preise angegeben werden? 
- Sâmtliche Preismarkierungen 
mlissen schriftlich gemacht wer-
den und zwar in einer augen-
scheinlichen und unzweideuti-
gen Art und Weise. 
- Die Angaben mûssen in Luxem- 
burger Wàhrung ausgedrùckt 
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sein, Mehrwertsteuer inbegriffen. 
- Wenn sich die Waren durch 
Eigenschaft, Gte oder Aufma-
chung unterscheiden, ist die 
Markierung eines jeden einzel-
nen Artikels erforderlich. Bei we-
sensgleichen Gtern welche zu-
sammen ausgelegt sind, genùgt 
eine kollektive Markierung. 
- Die Preisangabe erfolgt nach 
Gewicht, MaB, GrôBe oder pro 
Stùck, in handelsûblichen oder/ 
und gesetzlichen Einheiten. Bel 
wesensgteichen Gtern die in 
verschiedenen AusmaBen zu ha-
ben sind oder deren einzelne 
Markierung unmôglich ist, kann 
die ôffentliche Preisangabe 
durch einen Katalog ersetzt wer-
den, welcher im Laden zur Ein-
sicht offen Iiegt. 
Letztere Erleichterung gilt aI-
Ierdings nicht, wenn die Ware 
auf Rgalen oder in Schaufen-
stern ausliegt. 

D. Welche Strafen zleht die 
Obertretung dieser Gesetzge-
bung nach sich? (Verbot, Preise 
zu fordern, welche die angege-
benen iiberstelgen) 
Zuwiderhandlungen kônnen mit 
einer Gefàngnisstrafe von 8 Ta-
gen bis 3 Jahre und/oder mit 
einer Geldbusse von 2.500 Fran-
ken bis 500.000 Franken geahn-
det werden (Art. 11 des Gesetzes 
vom30.Juni 1961) 

Es versteht sich von selbst, daB 
dieser Beitrag nur die Grundzùge 
der bestehenden Gesetzgebung 
erlâutern konnte. 1m Zweifelsfal-
le oder bei spezifischen Fragen 
ist die Rechtsabteilung der Han-
delskammer gerne bereit, wei-
tere Auskunft zu erteilen. 
In der folgenden Ausgabe des 
«Merkur» erscheint in dem selben 
Zusammenhang, ein Beitrag 
liber die allgemeine Gesetzge-
bung der Preiskontrolle sowie 
liber Sonderpreise und Rabatte. 

Le 
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Bankeinrichtungen 

repràsentatfve fresen 
und Kssenboxn 
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Staatliche Hilfe fur Handel, 
Hotel- und Restaurationsbetriebe 

qao 
Beratungs- und 
Besprechungspiâtze 

Das 	Mittelstands-Rahmenge- 
setz vom 29. Juii 1968, das 1973 
um eine Laufzeit von f unf Jahren 
veriângert wurde und ab 1978 
durch neue, verbesserte Ma13-
nahmen 1m Interesse von Handei 
und Handwerk ersetzt werden 
sali, sieht augenblicklich vier 
Arten von Zuschlissen oder Prà-
mien fLir mitteistândische Be-
triebe vor: 

1. Bel Neuinvestitionen in beste-
henden Betrieben, wie z. B. An-
kauf, Umbau oder Erweiterung 
des Geschàftsiokais, Neubau 
von Lagerhalien, Madernisierung 
der Geschàftseinrichtungen usw. 

Kapitaizuwendungen, 
die bel ganz oder teilweise aus  
Eigenmitteln finanzierten inve-
stitionen gewàhrt werden. 
in der Regel erreichen diese Zu-
wendungen 5% in Ausnahme-
fàilen, 7,5 bis 10% des investi-
tionsbetrages. Bei bewegiichen 
investitionsgùtern wird normaier-
weise ais Bemessungsgrundiage 
der gesamte Aufwand, bel Ge-
bàuden oder gebâudeàhniichen 
investitionen meistens nur 75% 
der Ausgaben in Betracht gezo-
gen. 

Zinszuschiïsse 
werden zugestanden wenn die 
oben bezeichneten lnvestitio-
nen zum grôBten Teii durch 
Fremdmittei, d. h. Kredite oder 
Dariehen finanziert werden. Die-
se Hiife besteht darin, daB dem 
investitionstrâger durch eine 
entsprechende Rckvergiitung 
die Zinslast erleichtert wird. im 
Normaifail vermindert sich hier-
bel der Zinsful3 um 1-1,5 0/10, in 
Ausnahmefàllen (z. B. beim Ho-
telgewerbe) um 2%. Fur die Be-
messungsgrundiage geiten die 
gleichen Richtlinien, wie bel Ka-
pitaizuwendungen. Die Zinsrùck-
vergutung ist auf 10 Jahre be-
fristet. 
Zwar liegen die 1m Gesetz ver-
ankerten Maximaisàtze fûr die-
se beiden Hiifen wesent!ich hô-
her, jedoch sind die bis jetzt an-
gewandten Kriterien aus bud-
getàren Grùnden enger ausge-
iegt. Es bieïbt zu hoffen, daB die 
in Aussicht gesteilte Revision 
des Gesetzes und die sich daraus 
ergebenden neuen Richtlinien 
dem gesteigerten Kapitalbedarf 
der Unternehmen, sowie der von 
der Regierung und den Soziai-
partnern angestrebten investi-
tionsfôrderung besser Rechnung 
tragen. 
Kapitalzuwendungen und Zins-
zuschùsse sind durch Ausfui-
ien eines entsprechenden For -
mularbogens beim Mitteistands- 

ministerium (Ministère des Cias-
ses Moyennes) 19-21, Boulevard 
Royai, in Luxemburg zu bean-
tragen. Antragsformulare sind 
bei der Abteilung «assistance 
technique» der Handelskammer 
erhàltlich. Da dieses Formular 
mit aller erforderlichen Sorg-
fait ausgefiilit werden sou, um 
zeitraubende Rickfragen sei-
tens des Ministeriums zu ver-
meiden, ist es ratsam, hierftir 
die Hilfe der Handelskammer 
in Anspruch zu nehmen. 
Das betreffende investitionsvor-
haben soli in semer Zusammen-
setzung (immobiliar- und Mobi-
iiarausgaben), auf Grund beste-
hender Rechnungen oder Ko-
stenanschlàge, genau detailiiert 
sein. Grundstùcksankàufe oder 
deren Anteli an den Gesamt-
ausgaben, sowie Mehrwertsteu-
er, Notargebùhren und Archi-
tektenhonorare sind getrennt 
aufzufùhren, da diese Kosten 
bel der Festsetzung der Bernes-
sungsgrundiage vorweg ausge-
schiossen bielben. Desweiteren 
wird empfohlen, dem Antrags-
formuiar eine Kopie der drei ietz-
ten Jahrabschiùsse (Bilanz, Ge-
winn- und Veriustrechnung, Auf-
schiùsselung der Betriebskosten) 
beizufùgen. Hierdurch wird der 
begutachtenden Kommission 
und den entscheidenden Mini-
stem (Mittelstands- bzw. Finanz-
minister) ermôgiicht, sich da-
von zu überzeugen, daB die ge-
setziicherï Voraussetzungen fur 
die Gewâhrung einer staatiichen 
Hiife, wie gesunde Finanzlage, 
Rentabilitât und umsichtige FCih-
rung des Unternehmens, erfûilt 
sind. Bei Fremdfinanzierung, 
fùr die ein Zinszuschul3 bean-
tragt wird, mssen die diesbe-
zûgiichen Angaben, wie Darle-
hensbetrag, ZinsfuB und Lauf-
zeit, vorn Kreditgeber (Bank, 
Sparkasse usw.) an geeigneter 
Stelle 1m Antragsforrnuiar be-
scheinigt werden. Kapitaizuwen-
dungen und Zinszuschùsse kôn-
nen gegebenenfalis, d. h. bei 
gleichzeitiger Elgen- und Fremd-
finanzierung, gemeinsam ge-
wàhrt werden. Auch besteht die 
Môgiichkeit, auf Wunsch des 
Antragsteliers oder Empfehiung 
der Gutachterkornmission, eine 
Zinshilfe in einen einrnaiigen 
KapitalzuschuB umzuwandeln. 
Dies erfolgt besonders bei Kon-
tokorrentkrediten mit unbe-
stimmter Laufdauer. 
Wichtig ist noch zu wissen, daB 
Kapitaisubventionen und Zins-
vergùtungen sowohi fur unrnit-
teibar bevorstehende, ais auch 
fur bereits getàtigte, jedoch nicht 
iânger ais über fùnf Jahre au- 

fende Investitionen, beantragt 
werden drfen. Demnach korn-
men jetzt noch Investitionen des 
Jahres 1973 in Betracht. Bei grô-
Beren Vorhaben sel jedoch emp-
fohien, das Gesuch irn voraus 
einzureichen. 

Bel Neugrùndungen oder Uber-
nahme eines bestehenden Un-
ternehmens irn Rahrnen einer 
ersten seibstândigen Nieder-
lassung, wird, da das Gesetz 
ietztere in seinem jetzigen Wort-
iaut von der Kapitai- und Zins-
beihiife ausschiieSt, eine Spar-
prâmie gewâhrt, weiche nach 
dern vorgewiesenen Spargutha-
ben bel der Sparkasse oder el-
ner Luxemburger Bank festge-
iegt wird und bis zu 15% des 
Kostenbetrages, jedoch maxi-
mal 150.000 Ferreichen kann. 
Diese Sparprâmie ist ausschiieB-
I ich antragstei ienden Einzeiper-
sonen, die bel ihrer Niederlas-
sung das Alter von 40 Jahren 
noch nicht überschritten haben, 
vorbehaiten, sofern diese Nie-
derlassung in einer der nach-
stehenden 	Geschâftsbranchen 
erfoigt und das entsprechende 
Gesuch innerhaib des ersten 
Jahres nach der Betriebsgriin-
dung oder -bernahme gesteilt 
wird: 
Viehfuttermittel, 
Môbeihandel, 
Babywaren, 
Artikel fur Metzgereien, 
SBwaren, Massage- und FuS-
pfiegearti kel, 
Artikel fur Handarbeiten, Anstrel-
cherwaren, 
Heizkessei, Schuhe, Hernden 
und Zubehôr, 
Heizwaren, Korsettwaren, Moike-
reiprodukte, 
Blumen- und Samenhandel, 
Fr(ichte- und Gemûsehandel, 
Handschuhe, 
Wàschearti kel, 
Landwirtschaftiiche Maschinen, 
Werkzeugmaschinen, 
Grabsteire, Unterwàsche und 
Strickwaren, 
Metaliwaren und Haushaits-
artikel, 
Staff handei. 
Fr die Sparprâmie ist ein ge-
sondertes Antragsformuiar des 
Mittelstandsministeriurns auszu-
fCillen. 

Kostenbeihiife fuir 
Betriebsberatung 
Faits bel der Planung eines in-
vestitionsvorhabens, oder bei 
der Rationalisierung oder Ver-
pflanzung eines bestehenden 
Betriebes auf die Mitarbeit von 
Experten in- oder ausiàndischer 
Beratungsunternehmen zurùck- 

gegriffen wird, kann gemàB Arti-
kei 7 des Rahmengesetzes eine 
staatliche Hilfe bis zu 50% der 
Gesamtausgaben oder maximal 
100.000 F erwartet werden. Die 
auszufuhrende Studie muB je-
doch vorher vom zustândigen 
Mittelstandsministerlum, nach 
Begutachtung durch die Han-
deiskammer, genehmigt werden. 

Abschiiel3ende Bemerkung: 
Die obige Beschreibung der 
hauptsàchlichsten Hilfsmôglich-
keiten, zu denen noch die Lehr-
iingsprâmien, sowie die Kapital-
zuwendung an die Brgschafts-
genossenschaft des Handels 
und, auBerhalb des Rahmenge-
setzes, die interessanten Aus-
rstungskredite (Crédits d'équi-
pement) f r das Hoteigewerbe 
und die Schiffahrtsbetriebe hin-
zugerechnet werden mcissen, 
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Contacts commerciaux 

Les entreprises suivantes sou-
haitent acheter des produits au 
Luxembourg: 
1. Zedee Corporation 

12-21, Modei Coiony, 
Karachi-27 

Flax une yarns 
China Clay 
Viscose fibres 
Poiyester fibre 
Seamiess steei pipes 

3. RAL. 26 Loukianou Str. 
Athens 139, Greece 
Generai equipment and ma-
terial for army, navy, air for-
ces, hospitais, communica-
tians, agriculture, industries, 
factories 

7. Ai Jisr Company W.L.L. 
Shuwaikh Behind Banks 
Street 
P.O. Box 382 Kuwait Arabia 
Stockist whoie saie dealer 
in Building Materiai supp-
iiers of Ministries and Ou 
Companies in the territory 
0f Kuwait 

12. Al-SaîdTrading Agencies 
P.O. Box 573 
Riyadh, Saudi-Arabia 
Importing House Hold 
Appuiances 
Office Stationery 
Electrical & Eiectronic 
Appuiances 
World Crafts Ltd. 
Suite 211 —ITM Bidg. 
New Orleans, LA. 70130 
U.S.A. 
Worid Bazaar including ob-
jects and artifacts of our 
country 
Redar Agencies (Proprietary) 
Limited 
2nd, Floor, Standard Bank 
Chambers 

soll besonders dazu f hren, daB 
die bestehenden Mittei besser 
erkannt und in vergrôBertem 
Umfang beansprucht werden. 
Seit der Einfùhrung des Rahrnen-
gesetzes wurde nàmlich jedes 
Jahr festgesteilt, daB die gebo-
tenen Môglichkeiten nicht voil 
ausgeschôpft wurden, was viei-
leicht auf eine zu enge Anwen-
dung der Kriterien, jedoch be-
stimmt auch auf die Unkennt-
nis der betreffenden Bestimmun-
gen zurùckzufùhren ist und 
schlieBlich eine Verminderung 
verschiedener Budgetkredite 
1m Jahre 1977 nach sich zog. 
Fr Auskunft und Beratung steht 
die zustândige Abteilung «Ser-
vice d'Assistance technique' 
der Handeiskammer (Téiéph. 
435853), bei der auch sàmtli-
che Antragsforrnulare erhàitiich 
sind, jederzeit zur Verfuigung. 

Mha 
organisatorisch richtige 
und technisierte 
Arbeitspiâtze 

130, Adderiey Street 
Cape Town 8001, South Africa 
Import of Foodstuffs, parti-
cuiariy canned food, jams 
and fruits, frozen meat, vege-
tables. 
Building 	materiais, exclu- 
ding cernent. 
Furniture for domestic and 
office use. 

Les entreprises suivantes re-
cherchent des agents commer-
ciaux au Luxembourg: 
4. Mr. Hiro Hito Sakagani 

intermart Inc. 
6-3, nishinakajima 5- 
chome, yodogawa Osaka 
532 Japan 
serait intéressé à promou-
voir l'importation de produits 
luxembourgeois au Japon. 

14. Wadland Overseas Product 
Search 
507-1915 Haro Street 
Vancouver, B. C. 
CanadaV6G 1 H9 
Export-import firrn 

17. Parry Export Import Co. 
Box 4426 Station C 
London Canada N5W 5J2 
Export-irnport firm, 
engaged in many branches. 
Eastin Company 
P0. Box27203 
Mulwaukee, Wisconsin 53227 
U.S.A. 
lmport/Export/Distributors. 
Beaver Dam Trading Group 
Inc. 
Suite 1600, 390 Bay Street 
Toronto, Ontarlo, Canada 
M5H 2Y2 
Export/import firm. 
Chatams lnvestment & 
Trading Corporation 
G.P.O. Box 4960 Hong Kong 
We wish ta export items ma-
nufactured in Hong Kong. 

Erhôhte Auf3enstànde durch zahlungsschwierige 
Kunden bereiten auch Ihnen Sorgen! 

Die MUTUALITE DE CAUTIONNEMENT ET D'AIDE 
AUX COMMERCANTS 

die im Rahmen der Handelskammer tâtige Kreditsgarantie- 
und Hilfsgenossenschaft des luxemburger Handels 
(.bernimmt fur Mitglieder zu Mindestgebûhren die 
EINTREIBUNG IHRER OBERFALLIGEN FORDERUNGEN. 

Beitrittsbedingungen und Honorartarif sind erhàitiich bei der 

Mutualité de Cautionnement et d'Aide aux Commerçants 
Boîte postaie 1503 - Luxembourg - Téi.: 43 58 53 
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Fortbildungskurse 
der Handelskammer 

, ee 
Gutachten der Handelskammer 
zum Staatsbudget f tir 1978 

Kennzahlen: 
Gewôhnliche Einnahmen 

37.741 Millionen 
Gewôhnliche Ausgaben 

33.701 Millionen 
AuBergewôhnliche Einnahmen 

1.009 Millionen 
AuBergewôhnliche Ausgaben 

5.032 Millionen 
Total Einnahmen 

38.751 Millionen 
Total Ausgaben 

38.733 Millionen 

In ihrem Gutachten zum Staats-
haushait geht die Handelskam-
mer davon aus, daB in der heuti-
gen Wirtschaftslage das Gemein-
wohl sich grôBtenteils mit den 
Interessen des Handels und der 
Industrie deckt, und sie bertick-
sichtigt deshalb vornehmlich die 
Interessenlage des ganzen Lan-
des. 
Die SchluBfolgerungen der Drei-
erkonferenz (Conférence Tri-
partite») und die Aussagen des 
Wirtschafts- und Soziairates 
sehen den Ausbau des Wirt-
schaftspotentiaIs, die Verbes-
serung der Konkurrenzfàhigkeit 
der Unternehmen, und die Erhal-
tung der Vollbeschaftigung ais 
die wichtigsten Ziele der Wirt-
schaftspolitik an. in dieser Hin-
sicht begrùBt die Handelskam-
mer, daB die Regierung die 
Schiul3foigerungen der Dreler-
konferenz môgiichst schneil in 
die Tat umsetzen will, und daB 
sie schon 1m Staatsbudget fCir 
nàchstes Jahr die entsprechen-
den Einnahmeausfàlle und Aus-
gabenerhôhungen eingerechnet 
hat. 
Die Steigerungsrate der ôffentii-
chen Ausgaben von 1978 betràgt 
8,8% (gegen jeweils 15,3% in 
den zwei vorhergehenden Jah-
ren). Die gewôhnlichen Einnah-
men finanzieren aile gewôhnii-
chen Ausgaben sowie einen gro-
l3en Teil der auBergewôhnlichen 
Ausgaben, so daB die Steuer -
verschuldung auf eine Anleihe 
von einer Miliiarde beschrânkt 
werden kann. In diesem Sinn hat 
der Staatshaushalt 1978 ein ge-
sundes finanzielies Gleichge-
wicht. 
Betrachtet man aIIerdings die 
Entwickiung des Staatshaushal-
tes ùbereinenlângeren Zeitraum, 
so entdeckt man eine gefâhrliche 
Tendenz: da der Aufgabenbe-
reich des Staates sich stàndig 
ausweitet, steigen auch die Fi-
nanzbediirfnisse, und der Anteil 

der Staatsausgaben am Brutto-
inlandsprodukt wâchst von Jahr 
zu Jahr. In einem Zeitraum von 
nur 10 Jahren, von 1968 bis 1978 
stieg dieser Anteil von 28,4% auf 
38,5%. GewiB, man kann uber 
die Frage streiten, weiches Ni-
veau der Staatsausgaben das 
Beste ist, aber man muB eine 
Tatsache anerkennen: diese Ten-
denz kann nicht so weitergehen, 
ansonsten wird der Staat in 60 
Jahren das ganze Volkseinkom-
men f r sich beanspruchen! 
Einerseits erkennt die Handeis-
kammer durchaus die Verdienste 
der mehrjàhrigen Finanzpoli-
tik («politique budgétaire plu-
riannuelle») an, und sie teiit die 
Auffassung der Regierung, daB 
die Staatsausgaben sich an die 
mitteifristige Entwickiung der 
Staatseinnahmen anpassen soi-
ien, ohne aber durch die kon-
junkturbedingten Schwankun-
gen der Einnahmen beeinfluBt 
zu werden. Andrerseits ist die 
Handelskammer der Ansicht, 
daB die konsequente Weiterfuh-
rung der bisherigen Finanzpoii-
tik iber kurz oder lang zu einer 
Finanzli.icke fQhrt, weii die 
Staatsausgaben schneiier stei-
gen ais das Volkseinkommen. 
In diesem Zusammenhang mCis-
sen drei Faktoren unterschieden 
werden: 
• Erstens ermittelt die Regierung 
die jàhrliche Steigerungsrate der 
Staatsausgaben durch eine Re-
chenformel, die die mitteifristige 
Steigerungsrate des Voiksein-
kommens, die inflationsrate, und 
einen Elastizitàtskoeffizienten 
zusammenfaBt. 

Wâhrend den letzten 10 Jahren 
wurde die mitteifristige Steige-
rungsrate des Volkseinkom-
mens regelmàBig überschâtzt, 
seit drei Jahren wird die infia-
tionsrate nicht mehr durch eine 
entsprechende Steigerung des 
Preisn iveaus des Bruttoiniands-
produktes ausgegiichen, und 
der dritte Faktor, der Elastizi- 
tàtskoeffizient, 	widerspiegelt 
die 	iberdurchschnittiiche, in- 
flationsbedingte Steigerung der 
Staatseinnahmen. Diese drei 
Komponente - und somit auch 
ihr Resuitat, die jàhrliche Stei-
gerungsrate - f °hren aiso zu 
einer Erhôhung des Anteiis der 
Staatsausgaben am Bruttoin-
landsprodukt. 

Zweitens wird diese Steige-
rungsrate nicht nur auf den ge-
pianten normalen Staatsausga-
ben des vorhergehenden Jah- 

res berechnet, sondern auch 
auf den konjunkturbedingten 
Ausgaben («dépenses hors pla-
fond») und auf den 1m Laufe des 
Jahres vom Pariament gebiilig-
ten Mehrausgaben. Dadurch 
erhôht sich die wirkliche Stei-
gerungsrate, und somit wâchst 
wiederum der Anteii der Staats-
ausgaben am Bruttoinlandspro-
dukt. 

• Drittens haben wir wàhrend 
dem letzten Jahrzehnt ein star -
kes Wirtschaftswachstum erlebt, 
das dem Staat Jahr f r Jahr be-
tràchtiiche Mehreinnahmen 
bescherte und sowohi die kost-
spieiige Ausweitung des Wohl-
fahrtsstaates ais auch die starke 
Erhôhung der traditionneiien 
Ausgabenbereiche finanzierte. 
Dabei ist der EinfluB der Regie-
rung auf die meisten Ausgaben-
bereiche heute sehr gering: ent-
weder unteriiegen sie àuBeren 
Zwàngen (indexierung der Staats-
beamtengehàiter, Ausgleich 
der Eisenbahnkonten), oder ihre 
Hôhe wird durch gesetziiche 
Pflichten bestimmt (soziale Si-
cherheit). 

infoige der schwierigen Wirt-
schaftsiage werden die Steuer-
einnahmen auf mittiere Sicht 
langsamer steigen: Aiso muB die 
Steigerungsrate der Staatsaus-
gaben auch an das verringerte 
Wachstum des Volkseinkom-
mens angepaBt werden, wenn 
eine weltere Erhôhung der Steu-
eriast vermieden werden sou. 

Fassen wir zusammen: in der 
Vergangenheit wurde die starke 
Erhôhung der Staatsausgaben 
durch eine Verschàrfung der 
Steuerlast finanziert. in Zukunft 
wird es nicht mehr môguich sein, 
erhôhte Ausgaben durch erhôhte 
Steuern abzudecken: schon 
heute gehôren Luxemburgs Steu-
ern zu den hôchsten in Europa. 
Also miissen wir neue Lôsungen 
suchen, um den aufgezeichneten 
Schwierigkeiten zu begegnen. 
Dabei mussen wir insbesondere 
iiberlegen, wie der Aufbau der 
Saatsausgaben verbessert wer-
den kann, wie die Staatsausga-
ben begrenzt werden kônnen, 
und wie der Staat seinen Auf-
gabenbereich noch rationnel-
1er gestalten kann. Diese grûnd-
liche politische Neuorientierung 
dràngt sich auf, denn nur sie 
kann ein uniiberbrùckbares Defi-
zit des Staatshaushaltes und eine 
drakonische Austeritâtspoliti k 
ve rme j den. 

Nach vorheriger Rcksprache mit 
den Vertretern der verschiede-
nen kaufmànnischen Fachver-
bânde hat die Handeiskammer 
fur das Jahr 1977 ein erstes Pro-
gramm mit Seminaren und Kon-
ferenzen f(ir die berufliche Wei-
terbildung der Unternehmensin-
haber und deren leitendem Per-
sonal zusammengestellt. 
Der Themenkreis ist sehr breit 
gefâchert und begreift einer-
seits Vortrâge liber aligemeine 
Fragen wie Betriebs- und Per-
sonalfCihrung, Betriebsplanung 
und -kontroiie, Verkaufsfôrde-
rung, Steuern und Recht, und 
andererseits branchenbezogene 
Themen, die auf die spezifischen 
Schwierigkeïten und Anforde-
rungen bestimmter Sparten des 
Handeis eingehen. Zur Ausfqh-
rung dieser Seminare konnte die 
Mitarbeit auslàndischer und ein-
heimischer Experten gesichert 
werden. 
Seit Anfang dieses Jahres, das 
man vorweg ais Anfangs- und 
Versuchsjahr betrachten soute, 
sind somit foigende ein- oder 
mehrtâgige Kurse abgehaIten 
worden: 
- Verkàuferschuiung f r die lu-
xemburgischen Baustoffhànd-
1er 
- Wareneinkauf— Warenverkauf 
- Arbeitsrecht: Lehruingsver-
trag, Arbeitsvertrag der Privat-
beamten, Arbeitsvertrag der Ar-
beiter 
- Sonderangebote ais Kunden-
magnete und Frequenzbringer 
- Werbung der krzeste Weg 
zum Verbraucher 
- Lecture et interprétation du 
bilan 

- Das Niederiassungsrecht und 
die Reglementierung des uniau-
teren Wettbewerbs. 
Das Echo, das diese Veranstai-
tungen bisiang gefunden haben, 
ist sehr ermutigend und beweist 
wie groB das Interesse an einer 
regelmâssigen fachiichen Fort-
bildung ist. 

Fr den weïteren Ausbau oder 
die Wiederhoiung einzelner The-
men darf man sich auf die An-
gaben stùtzen, die die Teilneh-
mer anhand eines am SchiuB 
einer jeden Veranstaltung aus-
geffiliten Bewerbungsbogens 
liefern. Die Beurteilung war bis-
her im ailgemeinen positiv. Die 
HandeIskammer sieht sich daher 
in ihren Bemùhungen bestàtigt. 

Fr Anfang Dezember dieses 
Jahres sind noch zwei weitere 
interessante Seminare über fol-
gende Themen geplant: 

Die absatzpolitischen instru-
mente des Lebensmitteieinzei-
handels zur Erhaltung und Stei-
gerung semer Marktanteile, 
ein Thema, das gerade in der 
heutigen Zeit bei KIeinbetrieben 
des Einzelhandeis auf groBes 
Interesse stoBen durite. 

Kostensenkung im Fuhrpark 
durch Rationalisierung der Wa-
renlieferung, 
ein Seminar, das sich an Trans-
portunternehmer, an Lieferbe-
triebe des Brennstoff- oder Ge-
trànkeeinzeihandels, sowie an 
fast aile GroBhandelsfirmen 
richtet. 
Das erweiterte Programm fùr das 
Jahr 1978 ist in Vorbereitung 
und wird zu gegebener Zeit ver-
ôffentlicht werden. 

KREDIETBANK 
S.A. LUXEMBOURGEOISE 

Banque indépendante 
pour clientèle indépendante 
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